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Präsident Dr. Norbert Lammert

plant noch in Kenntnis der Fraktionsführung durchge-
führt worden seien.

Drittens. Ich habe mit Zustimmung aller Mitglieder
des Ältestenrates bei einem dieser letzten Vorgänge an-
gekündigt, dass ich im Wiederholungsfall die entspre-
chenden Kollegen von der Sitzung ausschließen werde.
Das Vorgehen ist unter Berücksichtigung unserer Ge-
schäftsordnung und der Übereinkunft aller Fraktionen
des Hauses alternativlos.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nächste Rednerin ist die Kollegin Elke Hoff für die
FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Elke Hoff (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen

und Kollegen! Herr Kollege Ströbele, ich glaube, dass
niemand angesichts der Ereignisse ein besonders gutes
Gefühl hat.

Ich hätte mir an dieser Stelle von den Kollegen der
Fraktion Die Linke dann aber auch gewünscht, dass sie
auch auf die zahlreichen Todesopfer hingewiesen hätten,
die Selbstmordanschläge der Taliban auf belebten Basa-
ren, auf Marktplätzen, in Schulen, in Hotels und auf den
Straßen gefordert haben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN � Hans-Christian 
Ströbele [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die
sind aber nicht auf deutschen Befehl umge-
bracht worden!)

Ich empfinde es als einen unsäglichen Vorgang, wenn,
obwohl alle rechtsstaatlichen Instrumente � inklusive der 
parlamentarischen Instrumente � zur Aufklärung der 
Vorgänge am Kunduz-Fluss in Angriff genommen wor-
den sind, hier versucht wird, den Eindruck zu erwecken,
als würden deutsche Soldatinnen und Soldaten vor Ort
mal eben Zivilisten umbringen, weil sie nichts anderes
zu tun hätten.

Ich muss sagen: Die verantwortungsvolle Arbeit der
Soldatinnen und Soldaten in den Einsätzen, in die wir sie
hineinschicken, kann ich an dieser Stelle nur mit Bewun-
derung, mit Respekt und mit Hochachtung zur Kenntnis
nehmen. Ich würde mir wünschen, dass dies durch sol-
che Aktionen nicht ständig konterkariert wird.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie
bei Abgeordneten der SPD und des Abg. Omid
Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Frau Kollegin Künast, eigentlich sollte man nach acht
Jahren Debatte über die Mandatierung von Auslandsein-
sätzen voraussetzen können, dass klar ist, dass im Deut-
schen Bundestag keine Truppenstellerkonferenz stattfin-
det, sondern dass der Deutsche Bundestag, wenn er über
ein Mandat zur Entsendung von Soldatinnen und Solda-

ten der Bundeswehr in einen Auslandseinsatz diskutiert
und dieses Mandat verabschiedet, eine Aufgabe wahr-
nimmt, die ihm das Parlamentsbeteiligungsgesetz zuge-
wiesen hat. Wir tun zurzeit mit der Umsteuerung in
diesem Mandat nichts anderes, als die falschen Wei-
chenstellungen seinerzeit auf der Petersberg-Konferenz
� auch von Außenminister Fischer unterstützt � zu korri-
gieren.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie verstehen nun gar nichts!)

Wenn Sie den Text des Mandates genau lesen, insbe-
sondere die Erläuterung, müssten Sie doch froh darüber
sein, dass wesentliche Dinge, die in der Vergangenheit
anders waren, heute in die richtige Richtung laufen: Ver-
doppelung der Anstrengungen für den zivilen Wieder-
aufbau, Ausbildung der afghanischen Sicherheitskräfte,
eine Perspektive für den Abzug der Bundeswehr.

Herr Kollege Steinmeier, ich möchte Ihnen und Ihrer
Fraktion an dieser Stelle dafür danken, dass Sie dieses
Mandat mittragen und damit zeigen, dass innerhalb die-
ses Parlamentes ein breiter Konsens besteht. Vieles, was
Sie zu dieser Debatte beigetragen haben, findet sich in
dem Mandat. Sie beweisen dadurch � auch für Ihre Par-
tei �, dass Sie dabei sind, wenn es darum geht, dass der 
Deutsche Bundestag unseren Soldatinnen und Soldaten
für ihren gefährlichen Einsatz breite Rückendeckung
gibt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Diese Rückendeckung ist genau das, was die Soldatin-
nen und Soldaten, aber auch ihre Familien erwarten kön-
nen.

Wir schicken unsere Soldatinnen und Soldaten in ei-
nen sehr gefährlichen Einsatz. Der Bundesverteidi-
gungsminister hat zu Recht in der Öffentlichkeit darauf
hingewiesen, dass die Situation für unsere Soldatinnen
und Soldaten gefährlich wird. Deswegen kommt es da-
rauf an, wie die Führung der Bundeswehr, wie der Gene-
ralinspekteur die Feinplanung für den Einsatz vornimmt.

Auch bin ich froh, meine Damen und Herren, dass wir
hier keinen über ein gesundes Maß hinausgehenden Auf-
wuchs der deutschen Truppen auf den Weg bringen. Wir
haben versucht, innerhalb des bestehenden Kontingentes
durch vernünftige Umschichtungen dazu beizutragen,
dass die Bundeswehr ihren Auftrag bei der Ausbildung
der afghanischen Sicherheitskräfte erfüllen kann. Sie
wird ihn erfüllen, wenn wir ihr die Rückendeckung nicht
verweigern. Dazu gehört, dass die Bundeswehr das rich-
tige Material, die richtige Ausrüstung bekommt. Unsere
Soldatinnen und Soldaten brauchen Aufklärung vor Ort.
Eines ist besonders wichtig � das ist der Appell meiner 
Fraktion an die Bundesregierung �: dass wir hier im Par-
lament über die Fortschritte beim Aufbau der Strukturen
in den Ministerien und in der Regierung unterrichtet
werden.

Die afghanische Armee wird ein Wehrpflichtmodell
einführen. Sie wird entsprechende Ausrüstung brauchen.
Die Soldaten müssen entsprechend untergebracht wer-
den. All das sind Punkte, die wir abarbeiten müssen. In-
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sofern ist es richtig, auch hier im Parlament die Frage zu
stellen: Was haben wir erreicht? Ich bin dem Bundes-
minister für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung dankbar dafür, dass er die von uns in der Ver-
gangenheit immer geforderte signifikante Erhöhung der
Entwicklungsmittel umgesetzt hat, damit in Afghanistan
erfolgreiche Projekte fortgesetzt werden können.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU)

Tun wir doch nicht so, als wäre vor Ort nichts pas-
siert. Frau Künast, Sie haben die Frage nach landwirt-
schaftlichen Projekten gestellt. Wenn Sie nach Jalalabad
fahren, werden Sie hören, wie begeistert die Afghanin-
nen und Afghanen von dem Projekt sind, das die Deut-
sche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit im
Forstbereich auf den Weg gebracht hat. Wir haben diese
Fähigkeiten und die entsprechenden Kapazitäten. Es ist
unsere Aufgabe, die notwendigen Mittel bereitzustellen.
Das haben wir getan. Insofern bin ich sehr froh, dass mit
der Vorlage dieses Antrags ein Richtungswechsel bei
dem Mandat stattgefunden hat, dass wir eine Abzugsper-
spektive haben und dass die afghanische Regierung sehr
wohl weiß, dass sie auch ihren Beitrag leisten muss.

Ich wünsche den Soldatinnen und Soldaten, den Poli-
zisten und den Entwicklungshelfern viel Glück sowie
eine gesunde und vor allen Dingen glückliche Heimkehr.

Ganz herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsident Dr. Norbert Lammert:

Das Wort erhält nun der Kollege Christoph Strässer
für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Christoph Strässer (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Na-

türlich ist man in dieser Situation etwas ratlos, wie es
jetzt weitergehen soll. Ich hatte mich ein Stück weit da-
rauf vorbereitet, auch mit den Kolleginnen und Kollegen
darüber zu diskutieren, die aus Gründen dieser Debatte
fernbleiben, die für mich falsch sind. Ich war und bin
sehr froh darüber, dass diese Debatte nun mit der Gesell-
schaft geführt wird und sich nicht immer nur von den
Themen der Mandatierung des Bundeswehreinsatzes ab-
leitet. Meines Erachtens waren wir dort auf einem guten
Weg, auch in unserer Partei.

Frau Kollegin Hoff, dass wir uns mehrheitlich dazu
entschieden haben, diesem Mandat zuzustimmen, hat na-
türlich etwas damit zu tun, dass vieles von dem, was der
frühere Außenminister und der jetzige Fraktionsvorsit-
zende der SPD in den letzten Monaten entwickelt hat,
aufgenommen worden ist. Das macht es uns leichter.
Deshalb können wir diesem Mandat letztendlich guten
Gewissens zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte einen weiteren Punkt ansprechen. Mir ist
es nahegegangen, in diesem Raum die Schilder mit den

Opfernamen zu sehen. Eines ist doch ganz klar: Nie-
mand von uns will solche Bilder wie nach dem Kunduz-
Vorfall sehen. Es ist gut und richtig, dass wir darüber in
diesem Hohen Hause in einer Aktuellen Stunde vernünf-
tig und sachlich diskutiert haben; daran kann es keinen
Zweifel geben. Wenn dort Fehler gemacht worden sind
und unschuldige Zivilisten getötet worden sind, ist das
nicht hinnehmbar. Das ist völlig klar.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich noch einen anderen Punkt erwähnen.
Wir wollen nicht nur diese Bilder nicht mehr sehen. Ent-
schuldigung, Herr Kollege Ströbele; mir ist es von mei-
nem Menschenbild her letztendlich egal, wer die Opfer
getötet hat. Für mich ist jedes Opfer einer solchen Aus-
einandersetzung eines zu viel. Ich persönlich � das gilt 
sicherlich für uns alle � möchte auch keine Bilder mehr
von vollgepfropften Stadien mit vergewaltigten und ge-
steinigten Frauen sehen. Wir wollen auch keine Bilder
mehr von Taliban sehen, die auf den Straßen ihre politi-
schen Gegner aufhängen. Das wollen wir auch nicht
mehr sehen!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb plädiere ich dafür � wir haben es uns an dieser 
Stelle nicht leicht gemacht �, genau hinzuschauen, was 
in dem Antrag steht, und zu prüfen, wie wir letztendlich
damit umgehen.

Wir haben in der Tat Fortschritte zu verzeichnen. Des-
halb finde ich die Debatte etwas müßig, die in der Ge-
sellschaft geführt wird, nach dem Motto: Warum be-
schließt ihr eigentlich schon wieder ein neues Mandat? � 
Wir haben im Dezember 2009 mit großer Mehrheit ein
Mandat beschlossen. Kaum drei Monate später wollen
wir schon wieder ein neues Mandat beschließen. Ich
glaube, dass der Grund, warum wir das tun, auf zwei
Ebenen gut, richtig und nachvollziehbar ist. Man kann
nicht so tun, als hätte es die Afghanistan-Konferenz in
London nicht gegeben. Sie hat stattgefunden. Deutsch-
land ist nach wie vor Bestandteil der internationalen
Staatengemeinschaft, die sich dort massiv engagiert.
Deshalb ist es vernünftig, aufgrund der Ergebnisse der
Londoner Konferenz hier erneut über dieses Mandat zu
diskutieren.

Etwas anderes finde ich genauso wichtig; auch da-
rüber sollten wir uns im Klaren sein. Ich finde es auch
wichtig, dass es in unserer Gesellschaft eine neue und in-
tensive Diskussion über Sinn und Zweck unseres Enga-
gements in Afghanistan gibt. Ich will hier ganz aus-
drücklich � ich tue das, obwohl ich weiß, dass das jetzt 
vielleicht nicht mehr ganz angemessen ist � den Beitrag 
der ehemaligen Ratsvorsitzenden der EKD, Frau
Käßmann, erwähnen, weil ich finde, dass sie damit die
Diskussion über unser Engagement in Afghanistan und
darüber hinaus in die richtige Richtung gelenkt hat. Ich
sage Danke dafür, dass das so geschehen ist.

(Beifall bei der SPD)

Es wird aber auch der Versuch unternommen, be-
stimmte Gruppen dieser Gesellschaft � seien es die Kir-


